Die Zuständigkeit der Gerichte in der Republik Serbien für das internationale Rechtshilfeleisten

Laut Artikel 22. des Gesetzes über die Einrichtung der Gerichte „Amtsbote der Republik Serbien“, Nr. 116/2008, 104/2009

Das Grundgericht

Das Grundgericht leistet den Bürgern die Rechtshilfe, internationale Rechtshilfe, wenn das andere Gericht nicht zuständig ist, und übt durch das Gesetz bestimmte andere Anegelegenheiten aus.

Das Obergericht

Das Obere Gericht in erster Stufe : urteilt für die Straftaten, für welche als Haupturteil die Freiheitsstrafe über zehn Jahre vorgesehen ist;

urteilt für die Straftaten gegen Militär von Serbien; Staatsgeheimnisverrat; Aufforderung auf gewaltsame Änderung der Verfassungseinrichtung;  Herausforderung des National-Rassen- und Glaubenshasses und der Untoleranz; Verletzungen der Territorialsouverenität; Vereingen wegen der Gegenverfassungsangelegenheit; Organisierung und Anstifftung zur  Durchführung von Genozid und Kriegsverbrechen;  Verletzung des Ansehens der Republik Serbien; Verletzung des Ansehens des aussländischen Staates oder der Internationalen Organisation; Geldwäscherei;  Amtsgeheimnisverrat;  Gesetzübertretung von Richter, Staatsanwalt und dessen Stellvertretenden; Gefährdung der Sicherheit des Luftverkehrs ;  Vergewaltigung;  Beischlaf auf kraftloser Person; Beischlaf durch Missbrauch der Stellung; Entführung; Handel mit minderjährigen Personen wegen der Adoption; gewaltsames Verhalten in einer Sportveranstaltung;  Empfangen der Bestechungsgelder; urteilt im Strafverfahren gegen die Minderjährigen ; führt das Verfahren für die Auslieferung der beschuldigten und verurteilten Personen; leistet die internationale Rechtshilfe in den Verfahren für die Straftaten aus seiner Zuständigkeit, führt das Strafurteil des ausländischen Gerichtes durch, entscheidet über Anerkennung und Durchführung der ausländischen Gerichts- und Schiedsgerichtshofsbeschlüsse, wenn ein anderes Gericht nicht zuständig ist.
Das Wirtschaftsgericht
Das Wirtschaftsgericht entscheidet in erster Stufe über Anerkennung und Durchführung der ausländischen Gerichts- und  Schiedsgerichtshofs-Beschlüsse in  den Streiten zwischen den Inlands- und Auslandswirtschafts-Gesellschaften, Unternehmen,  Genossenschaften und Unternehmern und deren Vereinigungen  (Wirtsschaftssubjekte), in den Streitigkeiten, die zwischen den Wirtschaftssubjekten und anderen Rechtspersonen in der Ausübung der Angelegenheiten der Wirtschaftssubjekte auch dann entstehen, wenn in den genannten Streitigkeiten eine der Parteien die natürliche Person ist, wenn sie mit der Partei im Verhältnis der Materialnebenbuhlerschaft  ist.
